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Nachschlagewerk: ja
BGHZ: nein
BGHR: ja

DDR:LPGPflProdStat Nr. 13 Abs. IF: 28. Juli 1977

a) Die organisatorische Trennung von Pflanzen- und 
Tierproduktion führte nicht zur UnternehmensSpal­
tung, sondern zur Ausgliederung der Pflanzenproduk­
tion aus der nunmehr auf die Tierproduktion be­
schränkten Stamm-LPG.

b) Allein die Tätigkeit in der Pflanzenproduktion führ­
te schon zur Fortsetzung der Mitgliedschaft in der 
LPG (P). Hierfür genügten auch Aushilfsarbeiten von 
Rentnern.

c) Die Tatsache, daß ein Rentner in den Mitglieder­
listen der LPG (T) nicht mehr geführt und zu deren 
Jahreshauptversammlungen auch nicht mehr eingeladen 
wurde, wohl aber an denen der LPG (P) teilgenoramen 
hat, spricht im Wege des Indizienbeweises für eine 
Mitgliedschaft in der LPG (P).

BGH, Beschl. vom 29. November 1996 - BLw 30/96 - OLG Dresden
AG Bautzen



BUNDESGERICHTSHOF

BLw 30/96 BESCHLUSS

vom
29. November 1996

in der Landwirtschaftssache

betreffend die Abfindung eines ehemaligen LPG-Mitglieds

Beteiligte:
1. Anna K B H H H B /  B f l H H M t r a ß e

Antragstellerin und Rechts­
beschwerdegegnerin ,

2. LPG (T) "Lausitzer Heide" i.L.,
vertreten durch die Liquidatoren Wolfgang 
Wolfram und Christine J|

Antragsgegnerin und Rechts 
beschwerdeführerin,

- Verfahrensbevollmächtigter: Rechtsanwalt

3. "Friedensgrenze" traße

Streithelferin in den Vorinstanzen,
- Verfahrensbevollmächtigte: Rechtsanwälte & Partner.
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Der Bundesgerichtshof, Senat für Landwirtschafts­
sachen, hat am 29. November 1996 durch den Vizepräsidenten 
Prof. Dr. Hagen und die Richter Dr. Vogt und Dr. Wenzel 
sowie die ehrenamtlichen Richter Komp und Gose

beschlossen:

Auf die Rechtsmittel der Antragsgegnerin 
werden der Beschluß des Landwirtschafts­
senats des Oberlandesgerichts Dresden 
vom 25. Juni 1996 und der Beschluß des 
Landwirtschaftsgerichts Bautzen vom 
31. März 1995 aufgehoben.

Der Antrag wird zurückgewiesen.

Die Antragstellerin hat die Kosten des 
gesamten Verfahrens einschließlich der 
außergerichtlichen Kosten der Antrags­
gegnerin zu tragen. Die außergerichtli­
chen Kosten der Streithelferin hat diese 
selbst zu tragen.

Der Geschäftswert für das Rechtsbe­
schwerdeverfahren beträgt 5.659,92 DM.

JLaw – Gesetze und Urteile
(mobile App)

JLaw – für Android

Kostenlos
Über 200 Gesetze
Über 100.000 Urteile JLaw – für iOS

Matthias Prinz
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G r ü n d e

I.

Die Antragstellerin ist Alleinerbin der am 15. Januar 
1989 verstorbenen Anna (Erblasserin) . Diese war Mit­
glied der LPG Typ I ’’Vorwärts", die sich im Jahre 1973 mit 
einer anderen LPG zur LPG (I) "Lausitzer Heide", 
zusammenschloß. Nach Umwandlung in eine LPG Typ III ent­
richtete die Erblasserin einen Inventarbeitrag in Höhe von 
3.135 Mark und einen Fondsausgleichbetrag in Höhe von 
6.270 Mark. Die Zahlung erfolgte in Raten und unter teil­
weiser Verrechnung mit Ansprüchen. Einen Forderungsrest be­
glich die Antragstellerin selbst durch Zahlung an die An­
tragsgegnerin .

Im Jahr 1976 bildete die LPG "Lausitzer Heide" zusam­
men mit zwei anderen LPGen eine kooperative Abteilung 
Pflanzenproduktion (KAP). Sie wurde später ein juristisch 
selbständiger Betrieb und am 7. März 1978 als LPG (P) Hal­
bendorf in das LPG-Register eingetragen.

Die Erblasserin befand sich seit 1. Mai 1971 im Ruhe­
stand. Sie bezog eine Altersrente und war seither nur aus­
hilfsweise in der Pflanzenproduktion tätig.

Die Antragstellerin verlangt von der seit 1. Januar 
1992 in Liquidation befindlichen Antragsgegnerin eine Ab­
findung in Höhe des Inventar- und Fondsausgleichbetrages 
von zusammen 9.405 DM.
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Die Antragsgegnerin bestreitet ihre Passivlegitimation 
und meint, die Erblasserin sei 1978 durch Beschluß der

Mitglied zugeordnet worden. In ihren Mitgliederlisten für 
die Jahre 1976, 1979, 1981, 1985, 1986 und 1989 sei sie 
nicht verzeichnet.

Die Antragsgegnerin hat der LPG (P) "Friedensgrenze"

ren auf seiten der Antragsgegnerin beigetreten und hat de­
ren Vortrag bestätigt, daß die Erblasserin bei ihr Mitglied 
geworden sei.

Das Landwirtschaftsgericht hat die Antragsgegnerin 
entsprechend der auf die Summe der Inventar- und gleichge­
stellten Beträge entfallenden Eigenkapitalsquote von 
60,18 % zur Zahlung von 5.659,92 DM verpflichtet. Ihre so­
fortige Beschwerde ist erfolglos geblieben. Hiergegen rich­
tet sich die - zugelassene - Rechtsbeschwerde.

Das Beschwerdegericht geht davon aus, daß die Antrags- 
gegnerin die Rechtsnachfolgerin der LPG "Lausitzer Heide"

stellerin eine Abfindung für die von der Erblasserin ent­
richteten Inventarbeiträge und gleichstehenden Leistungen 
zu zahlen. Denn die Beweisaufnahme habe keine Anhaltspunkte 
dafür ergeben, daß die Erblasserin mit Gründung der LPG (P)

i.L. den Streit verkündet. Diese ist dem Verfah-

II.

ist. Als solche sei sie verpflichtet, der Antrag-

Friedensgrenze" H deren Mitglied geworden sei.
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Dies gehe zu Lasten der Antragsgegnerin. Daß die Erblasse­
rin früher im Feldbau gearbeitet habe und als Rentnerin 
möglicherweise auch in der LPG (P) "Friedensgrenze"
B B B  aus geholfen habe, beweise noch nicht deren Mitglied­
schaft in dieser LPG. Nach Nr. 13 Abs. 1 des Musterstatuts 
der LPG (P) setze ein Genossenschaftsbauer, der von einer 
LPG aufgenommen wurde, sein Mitgliedschaftsverhältnis nur 
dann in der LPG (P) fort, wenn er in der Pflanzenproduktion 
"tätig" sei. Tätigkeit in diesem Sinne sei nur eine die ge­
samte Arbeitskraft des Mitglieds in Anspruch nehmende Ar­
beitsleistung. Eine Aushilfsarbeit als Rentner genüge hier­
für nicht. Gegen eine Mitgliedschaft der Erblasserin in der 
LPG (P) "Friedensgrenze" spreche auch, daß die
Inventar- und Fondsausgleichbeträge bis zum Jahr 1990 bei 
der Antragsgegnerin geführt und von ihr vereinnahmt worden 
seien. Der Anspruch sei mit Inkrafttreten der Novelle vom 
3. Juli 1991 am 7. Juli 1991 entstanden und von der Antrag­
stellerin am 29. Dezember 1991 geltend gemacht worden. Er 
stelle damit eine vor Eintritt der Liquidation entstandene 
Verbindlichkeit dar, welche die Antragsgegnerin vor Ab­
schluß der Liquidation zu befriedigen habe.

III.

Dies hält der frist- und formgerecht eingelegten 
Rechtsbeschwerde nicht stand.

1. Zu Recht nimmt das Beschwerdegericht allerdings an, 
daß die Antragsgegnerin für den geltend gemachten Anspruch 
passiv legitimiert wäre, wenn keine Anhaltspunkte dafür be-



stünden, daß die Erblasserin ihre Mitgliedschaft nach Ver­
selbständigung der Pflanzenproduktion in der LPG (P) "Frie­
densgrenze" HflBBNHBl fortgesetzt hat. Dies entspricht der 
Rechtslage bei der Herausbildung der auf die Pflanzen- oder 
Tierproduktion spezialisierten Genossenschaften. Sie war 
weder im LPGG noch in den Musterstatuten detailliert gere­
gelt. Die Musterstatuten von 1977 setzen vielmehr das Be­
stehen solcher Betriebe voraus. Deren Gründung vollzog sich 
ausschließlich auf der Grundlage von Beschlüssen der Genos­
senschaften (Senatsurt. v. 1. Juli 1994, LwZR 10/93, WM 
1994, 1895 = AgrarR 1994, 301; Hähnert, in: LPG-Recht, 
Lehrbuch 1984, S. 100; Arlt/Schramm, in: Vermögen in der 
ehemaligen DDR, LwAnpG § 22 Rdn. 77).

Zur Entwicklung einer intensiven Landwirtschaft, die 
auf dem Wege der Kooperation kontinuierlich zur industrie­
mäßigen Produktion übergehen sollte (Ziff. 6 MSt KE v.
1. November 1972, GBl II, 781), bildeten die LPGen in den 
Jahren 1973/74 zunächst rechtlich selbständige oder unselb­
ständige Kooperativen Einrichtungen für die Pflanzenproduk­
tion (KAP). Diese sollten die Trägerbetriebe durch Übernah­
me aller Tätigkeiten, die mit dem Pflanzenbau Zusammenhän­
gen, entlasten. So konnten sich die Trägerbetriebe aus­
schließlich der Tierproduktion widmen. Um im Zuge der Wei­
terentwicklung dieser Kooperationsbeziehungen die KAP zu 
einer selbständigen LPG (P) entsprechend dem Musterstatut 
vom 28. Juli 1977 (GBl-Sonderdruck Nr. 937) umzubilden, 
mußten sowohl die Vollversammlungen der Trägerbetriebe als 
auch die in die KAP delegierten Genossenschaftsbauern und 
Arbeiter entsprechende Beschlüsse fassen. Letztere waren 
dann praktisch die Gründungsmitglieder der neuen LPG, die
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das Statut beschlossen und deren Organe wählten (Dehne, 
AgrarR 1993, 165, 168). Beide Beschlüsse zusammen, die der 
Trägerbetriebe und die des in der KAP tätigen Arbeitskol­
lektivs, waren zugleich die rechtliche Voraussetzung für 
die Fortsetzung der Mitgliedschaftsverhältnisse der in die 
KAP delegierten Mitglieder in der neuen LPG (Hähnert, aaO 
S. 101). Da die Fortsetzung der Mitgliedschaft in der spe­
zialisierten Genossenschaft die genossenschaftlichen Pro­
duktionsverhältnisse berücksichtigen und weiter festigen 
sollte, war hierzu die individuelle Mitwirkung des einzel­
nen Genossenschaftsbauern an der Gründungsversammlung nicht 
notwendig. Desgleichen mußten nicht die Voraussetzungen ei­
nes Wechsels der Mitgliedschaft von einer LPG zu einer an­
deren (vgl. BGHZ 125, 166, 174) erfüllt sein. Es genügte 
die Zustimmung der Genossenschaftsmitglieder in den Träger­
betrieben und in der KAP zur Bildung der neuen LPG entspre­
chend dem Musterstatut (Puls, in: LPG-Recht, Lehrbuch 1984, 
S. 117). Mit der Registrierung der so beschlossenen LPG (P) 
und ihres Statuts wurde die neue LPG (P) rechtsfähig und 
die Mitgliedschaft der in der Pflanzenproduktion tätigen 
Genossenschaftsbauern und Arbeiter gemäß Ziff. 13 Abs. 1 
LPG-MSt (P) in der LPG (P) fortgesetzt (Puls aaO). Nur wer 
nicht in der Pflanzenproduktion tätig war, blieb Mitglied 
der Stamm-LPG. Diese war mit der Registrierung der LPG (P) 
unter Wahrung ihrer Unternehmensidentitat endgültig eine 
LPG (T) geworden, unabhängig davon, ob sie auf der Grundla­
ge des Musterstatuts für solche Genossenschaften der Tier­
produktion weiterarbeitete oder zunächst noch als LPG 
Typ I, II und III Weiterbestand (Hähnert, aaO S. 101). Die 
LPG (T) mußte sich also anders als die LPG (P) nicht neu 
konstituieren, sondern nur ihr Statut ändern. Meist erfolg-
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te dies unter gleichzeitigem Zusammenschluß mit anderen 
"Rest"-LPGen. Der Statutenwechsel allein ließ jedoch die 
Identität des Unternehmens unangetastet. Von daher war die 
organisatorische Trennung von Pflanzenproduktion und Tier­
produktion in Wahrheit keine Unternehmenstrennung oder 
-Spaltung i.S. des § 4 LwAnpG, sondern eine Ausgliederung 
der Pflanzenproduktion aus der ihre Identität weiter wah­
renden, nunmehr auf die Tierproduktion beschränkten Stamm- 
LPG, welche die neue LPG (P) nach Maßgabe ihrer Beschlüsse 
auch mit den nötigen Grund- und Umlaufmitteln auszustatten 
hatte. Die mit dem LPG-MSt (P) identische Regelung in 
Ziff. 13 LPG-MSt (T) hatte insoweit für die Trennung der 
Pflanzen- und Tierproduktion keine Bedeutung, wohl aber für 
den Wechsel des Mitglieds einer anderen LPG oder GPG in die 
LPG (T) (Krauß u.a., Kommentar MSt-LPG (T) Ziff. 13 
Anm. 1). Deswegen trifft die Ansicht des Beschwerdegerichts 
zu, daß die Erblasserin nach der Trennung der Pflanzen- und 
Trierproduktion Mitglied der die Tierproduktion weiter be­
treibenden - mit der Antragsgegnerin identischen - LPG ge­
blieben wäre, wenn sie nicht in der Pflanzenproduktion tä­
tig gewesen wäre oder durch Beschluß der Vollversammlung 
mit ihrer Zustimmung (vgl. BGHZ 125, 166, 174) "umgesetzt" 
worden wäre.

2. Nicht gefolgt werden kann aber der Auffassung des 
Beschwerdegerichts, Ziff. 13 Abs. 1 LPG-MSt (P) sei dahin 
auszulegen, daß unter einer Tätigkeit in der Pflanzenpro­
duktion als Anknüpfungspunkt für die Fortsetzung des Mit­
gliedschaftsverhältnisses in der LPG (P) nur eine "ständige 
und vollzeitige, die gesamte Arbeitskraft des einzelnen Ge­
nossenschaftsmitgliedes in Anspruch nehmende Arbeitslei-
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stung", nicht dagegen eine gelegentliche Aushilfsarbeit zu 
verstehen sei. Diese Interpretation findet weder im Wort­
laut noch im Zweck der Vorschrift einen Rückhalt. Ziel und 
Sinn der Vorschrift war es nicht, die Fortsetzung der Mit­
gliedschaft in der LPG (P) nur für Vollarbeitskräfte vorzu­
sehen, sondern eine Überführungsregelung für diejenigen 
LPG-Mitglieder zu treffen, die bei Gründung der LPG (P) 
oder später in der Pflanzenproduktion ihre genossenschaft­
liche Arbeit verrichteten. Für die Anwendung der Vorschrift 
kommt es daher nicht auf den Umfang der Tätigkeit, sondern 
darauf an, daß das LPG-Mitglied in die KAP delegiert war 
und hier entsprechend seiner Arbeitsfähigkeit eingesetzt 
wurde. Rentner waren zwar nicht mehr zu Arbeitsleistungen 
verpflichtet, hatten aber ein Recht auf Teilnahme an der 
genossenschaftlichen Arbeit (Richter/Schramm, in: LPG- 
Recht, Lehrbuch 1984, S. 250). Sie waren gleichberechtigte 
Mitglieder ihrer LPG und hatten Anspruch auf einen ihren 
persönlichen Belangen entsprechenden Arbeitsplatz (vgl. 
Ziff. 39 Abs. 1 LPG-MSt). Wurde er ihnen in einer KAP zuge­
wiesen, so waren sie als Delegierte in der Pflanzenproduk­
tion tätig mit der Folge, daß ihre Mitgliedschaft bei Grün­
dung der LPG (P) gemäß Ziff. 13 Abs. 1 LPG-MSt (P) in die­
ser fortgesetzt wurde.

Das Beschwerdegericht unterstellt, daß im Zuge der Um­
strukturierung der KAP die damaligen Mitglieder der An­
tragsgegnerin durch Vollversammlungsbeschluß auf die LPG 
(P) "Friedensgrenze" und die Antragsgegnerin
aufgeteilt worden sind. Der Beschluß liege jedoch im Wort­
laut nicht vor. Unklar sei auch, von wem er gefaßt wurde 
und ob weitere Beschlüsse vorliegen. Es sei allerdings mög-
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lieh, wenn auch nicht sicher, daß die Erblasserin über den 
7. März 1978 hinaus in der KAP bzw. in der LPG (P) "Frie­
densgrenze" H f l H H  aushilfsweise tätig gewesen sei 
(BB 11). Damit ist für das Rechtsbeschwerdeverfahren davon 
auszugehen, daß die Erblasserin zumindest bis zu diesem 
Zeitpunkt als Rentnerin in der KAP bezahlte Aushilfsarbei­
ten verrichtet hat. Dann ist aber ihr Mitgliedschaftsver­
hältnis gemäß Ziff. 13 Abs. 1 LPG MSt (P) in der aus der 
KAP gebildeten LPG (P) "Friedensgrenze" fortge­
setzt worden.

3. Fehlerhaft ist ferner die - im Rechtsbeschwerdever­
fahren nur beschränkt nachprüfbare - tatrichterliche Würdi­
gung, daß auch sonst keine Tatsachen vorlägen, die für eine 
Mitgliedschaft der Erblasserin in der LPG (P) "Friedens­
grenze" sprächen. Sie ist unvollständig und
läßt, weil sie von einem materiell-rechtlich unzutreffenden 
Verständnis der Regelung in Ziff. 13 MSt (P) ausgeht, we­
sentliche Umstände außer acht, wie die Rechtsbeschwerde mit 
Erfolg rügt. Hierzu gehört vor allem, daß die Erblasserin 
in den Mitgliederlisten für die nachfolgenden Jahre 1979, 
1981, 1985, 1986, 1989 nicht verzeichnet ist, und daß sie 
nach den Aussagen der vernommenen Zeugen zu den Jahres­
hauptversammlungen der Antragsgegnerin nicht eingeladen 
wurde, wohl aber an den Jahreshauptversammlungen der LPG 
(P) teilgenommen hat.

4. Nach alledem kann der angefochtene Beschluß mit der 
gegebenen Begründung nicht aufrechterhalten werden. Der Se­
nat kann jedoch in der Sache selbst entscheiden, weil wei­
tere tatsächliche Feststellungen nicht zu erwarten sind und



11

, / / . .  
/ ■ O '

die Antragsgegnerin nach den bereits getroffenen Feststel­
lungen nicht passiv legitimiert ist. Wenngleich das Be­
schwerdegericht nicht feststellen konnte, daß die Erblasse­
rin auch in der Streithelferin noch aushilfsweise tätig 
war, so begründet doch die Tatsache, daß sie in den Mit­
gliederlisten der Antragsgegnerin für die nachfolgenden 
Jahre nicht geführt und zu deren Jahreshauptversammlungen 
nicht eingeladen wurde, wohl aber an den Jahreshauptver­
sammlungen der Streithelferin teilgenommen hat, im Sinne 
eines Indizienbeweises eine tatsächliche Vermutung (vgl. 
dazu Baumgärtel, Die Bedeutung der sog. "tatsächlichen Ver­
mutung" im Zivilprozeß, Festschrift für Karl Heinz Schwab, 
1990, S. 43 f), daß ihre Mitgliedschaft nicht bei der An­
tragsgegnerin, sondern bei der Streithelferin fortgeführt 
wurde.

Dem steht die Tatsache, daß Inventar- und Fondsaus­
gleichsbeträge bis zum Jahr 1989 von der Antragsgegnerin 
vereinnahmt worden sind, nicht entgegen. Denn nach deren 
unbestrittenen und durch die Aussage des Zeugen Zeisig be­
stätigten Vortrag waren die noch offenen Beiträge weiter an 
sie zu entrichten. Schließlich spricht auch der Umstand, 
daß in dem Sozialversicherungsausweis der Erblasserin nach 
1971 ein versicherungspflichtiger Verdienst nicht eingetra­
gen ist, nicht zugunsten der Antragstellerin. Er kann ver­
schiedene Ursachen haben, ohne daß sich daraus etwas zu La­
sten der Antragsgegnerin ergäbe. Das Beschwerdegericht 
sieht dies selbst so, wenn es für möglich hält, daß die 
fehlende Eintragung auf die Höhe der erzielten Einkünfte 
zurückgeht.
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Nach alledem ist die Rechtsbeschwerde begründet und 
der Zahlungsantrag mangels Passivlegitimation der Antrags­
gegnerin abzuweisen.

Die Kostenentscheidung beruht auf §§ 44, 45 LwVG.

Hagen Vogt Wenzel
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